
 
STADT HASLACH IM KINZIGTAL 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 
 

5. Änderung 
des Bebauungsplans "Schleifmatt“ 

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
 
 
 

Der Bebauungsplan „Schleifmatt, in seiner Fassung der 3. Änderung, erhält durch die 5. 
Änderung für den Geltungsbereich des beiliegenden Deckblatts zum zeichnerischen 
Teil zum Bebauungsplan vom 10.12.2020 (Grundstück Flst. Nr. 468/7, Gemarkung 
Haslach), folgende ergänzende Festsetzungen: 
 
 
Auf Grundlage der aufgeführten Rechtsvorschriften gelten nachfolgende planungsrechtlichen 
Festsetzungen für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes. 
 
 
 

Rechtsgrundlagen: 
 

- Baugesetzbuch (BauGB)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728). 
 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786). 

 
- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90)  
vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S. 58), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 
 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, berichtigt S. 
416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.07.2019 (GBl.  S. 313). 
 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)  
  in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, berichtigt S. 

698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 
1095). 

 
Die Änderung des zeichnerischen Teils erfolgt punktuell in Form eines Deckblatts. Die 
Schriftlichen Festsetzungen werden nur für den Änderungsbereich ergänzt. Im Übrigen gelten 
die planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
„Schleifmatt“, in der Fassung der 3. Änderung (30.01.2004), unverändert weiter. 
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A.  Bauplanungsrechtlicher Teil 
 

1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 
Das Baufeld ist so einzurichten, dass ein Mindestabstand zu den Gehölzriegeln an 
der Bahnlinie und entlang der B 33 von 3 m eingehalten wird. 

 
2. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 

Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen 
gegen Naturgewalten erforderlich sind (§ 9 Abs.5 BauGB) 

 Die Höhenlage der Unterkante Kellerfußboden muss so gewählt werden, dass diese 
über den mittleren bekannten Grundwasserständen liegt. Für unvermeidbare bauliche 
Anlagen unterhalb des mittleren Grundwasserstands sowie für Grundwasser-
absenkungen im Rahmen von Bauvorhaben ist eine separate wasserrechtliche 
Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde (Landratsamt Ortenaukreis) zu 
beantragen. Bauliche Anlagen unterhalb des höchsten Grundwasserstands sind 
wasserdicht und auftriebssicher als sog. wasserdichte Wanne (weiße Wanne) 
auszuführen. Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern/Bauteilen und sonstiger 
Anlagen dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung 
des Grundwassers zu besorgen ist. Eine dauerhafte Haltung des Grundwassers ist 
unzulässig. Drainagen sind ebenfalls unzulässig.  

 
3. Hochwassergefährdetes Gebiet (HQ 100 / extrem) (§9) Abs. 1 Nr. 16 BauGB) 
 Das Plangebiet ist als Gebiet, das bei „Hochwasserereignissen mit niedriger 

Wahrscheinlichkeit oder bei Extremereignissen“ (100/extrem) überflutet werden kann, 
ausgewiesen. Eine hochwasserangepasste Bauweise ist zwingend erforderlich. Die 
Bestimmungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV) des Bundes in der jeweils gültigen Fassung sind zu beachten. 

 
4. Zuordnung der Ausgleichsflächen oder –maßnahmen (§ 9 Abs. 1a S. 2 BauGB) 
 Die Ersatzmaßnahme bzw. die Vermeidungsmaßnahme außerhalb des 

Geltungsbereiches  (Ersatzpflanzung von 3 Bäumen auf Flst. Nr. 468/5 sowie 
Einrichtung Baufeld) sind den zu erwartenden Eingriffen, die durch die Erschließung 
und Bebauung der Fläche entstehen, zuzuordnen. Die Maßnahmen sind in Kapitel 3 
der Eingriffs-Ausgleichsbewertung (Seite 7) definiert. 

 
 

 
 

B.  Hinweise 
 Kultur- und Sachgüter 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde 
umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische 
Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Das 
Regierungspräsidium ist ebenfalls hinzuzuziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte 
Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sind.  
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Haslach im Kinzigtal, 03.02.2021 
 
 
 
 
 
 
Philipp Saar 
Bürgermeister 


